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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Bundestagsabgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
228. Sitzung am 10. Februar 1961 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestag am 18. Januar 1961 verabschie- 
deten 

Steuerbeamten- Ausbildungsgesetzes (StB AG) 

— Drucksachen 2048, 2366 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Dr. Meyers 


Bonn, den 10. Februar 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 25. Januar 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr. Meyers 
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Drucksache 2486 


Deutsdier Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz (StBAG) 


1. Zu § 3 Abs. 3 

In § 3 Abs. 3 Satz 1 sind die Worte „zwei Jahre" 
durch die Worte „achtzehn Monate" und die 
Worte „sechs Monate" durch die Worte „drei 
Monate" zu ersetzen. 

Begründung 

Im Hinblick auf die Erhöhung der Vorbildungs- 
anforderungen sind für den mittleren Dienst 
achtzehn Monate Ausbildung und drei Monate 
Lehrgang erforderlich und ausreichend. 

2. Zu § 4 Abs. 2 

In § 4 Abs. 2 letzter Satz sind die Worte „bis zu 
einem Jahr" zu streichen. 

Begründung 

Das von Jahr zu Jahr geringer werdende Ange- 
bot an Abiturienten reicht nicht mehr aus, um 
den Nachwuchsbedarf für den gehobenen Dienst 
zu decken. Deshalb ist dazu übergegangen wor- 
den, geeignete Bewerber mit mittlerer Reife und 
einer erfolgreich abgeschlossenen einschlägigen 
Lehre ohne Vorschaltung eines Praktikums ein- 
zustellen. Dieses Verfahren hat sich in Hamburg 
besonders bewährt. Wenn für diese Bewerber 
die abgeschlossene Lehre auf das Praktikum nur 
bis zu einem Jahr angerechnet wird, muß be- 
fürchtet werden, daß die Zahl der Bewerber aus 
diesem Kreis erheblich zurückgeht. Es ist auch 
im Interesse einer gleichmäßigen Behandlung 
erforderlich, eine abgeschlossene (dreijährige 
einschlägige Lehre nicht geringer zu bewerten 
als ein zweijähriges Praktikum innerhalb der 
Finanzverwaltung. 

3. Zu § 4 Abs. 3 

In § 4 Abs. 3 Satz 1 sind die Worte „zwölf 
Monate" durch die Worte „neun Monate" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Die Lehrgangsdauer für die Anwärter des geho- 
benen Dienstes beträgt bisher nahezu einheitlich 
neun Monate. Es besteht kein sachliches Bedürf- 
nis für eine Verlängerung auf zwölf Monate, zu- 


mal gleichzeitig die Vorbildungsanforderungen 
für den gehobenen Dienst erhöht werden. 

4. Zu § 6 Abs. 2 

In § 6 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „zwei Jahre" 
durch die Worte „achtzehn Monate" und die 
Worte „sechs Monate" durch die Worte „drei 
Monate" zu ersetzen. 

Begründung 

Folge der Änderung in § 3 Abs. 3 Satz 1. 

5. Zu § 6 Abs. 3 

§ 6 Abs. 3 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die zur Laufbahn des gehobenen Dienstes zu- 
gelassenen Beamten werden zwei Jahre ausge- 
bildet; davon entfallen neun Monate auf Lehr- 
gänge; Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend." 

Begründung 

Da die Aufstiegsbeamten besonders qualifiziert 
sein müssen und bereits über erhebliche prakti- 
sche Erfahrungen verfügen, erscheint eine Ver- 
kürzung der Ausbildungszeit und der auf die 
Lehrgänge entfallenden Zeit vertretbar. 

6. Zu § 9 

a) Das Datum „31. März 1961" ist durch das 
Datum „31. März 1962" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Vorbereitungen für die Einberufung der 
jetzt einzustellenden Bewerber sind bereits 
im Gange und können nicht mehr auf die 
neue Rechtslage umgestellt werden. Im übri- 
gen setzt die praktische Anwendung des Ge- 
setzes bei der Ausbildung der Steuerbeamten 
den Erlaß der Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnung voraus. 

b) Die Worte „den Vorbereitungsdienst, das 
Praktikum oder die Einführungszeit" sind 
durch die Worte „die Ausbildung" zu erset- 
zen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 
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